
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Schäfer-Gümbel (SPD) vom 25.11.2005 
betreffend Zwischenbilanz Soziale Stadt in Hessen 
und  
Antwort  
des Ministers für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung  
 
 
 

Vorbemerkung des Fragestellers: 
Im Vorfeld der vorgesehenen Anhörung zur Zwischenbilanz der Sozialen Stadter-
neuerung in Hessen und in Nachbereitung des Berichtsantrags der SPD-
Landtagsfraktion wird in der Fachpresse über die Auswertungskonferenz berichtet. 
 

Diese Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. Teilt die Landesregierung die Einschätzung aus den Wohnungspolitischen Informa-

tionen 38/2005, Seite 3, wonach die "dauerhafte Breitenwirkung fraglich" ist? 
 
Nein.  
Die Auffassung der Landesregierung zum Ergebnis der Zwischenbilanz 
enthält die Mitteilung meines Hauses: "Fünf Jahre Soziale Stadt - Erkennt-
nisse und Handlungskonsequenzen" anlässlich der Veranstaltung "Soziale 
Stadt in Hessen - Fünf Jahre Programm und wie geht es weiter?" vom 1. Juli 
2005 im Wirtschaftsministerium. Der Beitrag in den Wohnungspolitischen 
Informationen bezieht sich auf diese Veranstaltung. Er gibt offenbar die 
Meinung des VdW südwest wieder, dessen Vorstandssprecher bei der Ver-
anstaltung anwesend war. 
 
Frage 2. Wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Landesregierung für die Fortführung des 

Programms? 
 
Frage 3. Wenn nein, weshalb nicht? 
 
Die Landesregierung teilt nicht die o.g. Einschätzung. 
Aufgrund der vorliegenden Ergebnisse der Zwischenbilanz werden in 10 
Punkten die Handlungskonsequenzen des Landes bezogen auf  
- Weiterentwicklung der Steuerung der Gemeinschaftsinitiative auf Lan-

desebene (1 bis 5), 
-  Weiterentwicklung der Servicestelle HEGISS (6) und 
-  Erwartungen an die Kommunen zur Programmdurchführung (7 bis 10) 
festgehalten, die in der laufenden Programmphase aufgegriffen werden. 
 
Frage 4. Wann wird der begleitende Beirat zum Programm und zur Servicestelle HEGISS in 

welcher Zusammensetzung und mit welcher Aufgabenstellung eingeladen? 
 
Das Land wird zur Unterstützung des integrierten, ressortübergreifenden 
Ansatzes der Gemeinschaftsinitiative (GI) durch die Vernetzung der Akteure 
auf Landesebene eine Lenkungsgruppe bilden, bestehend aus den Trägern 
der Hessischen Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt, insbesondere aus den 
Vertretern der beteiligten Ressorts, der Kommunen, der Wirtschaft und der 
Wohnungswirtschaft, der sozialen Träger, der Agentur für Arbeit, der 
Kammern sowie des zivilgesellschaftlichen Sektors. Die Lenkungsgruppe 
soll an der Steuerung der GI mitwirken (Nr. 3 der Handlungskonsequenzen). 
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Die Aufgabenstellung für die Lenkungsgruppe integrierte Stadtentwicklung 
in Hessen wird derzeit präzisiert. Es ist vorgesehen, die Lenkungsgruppe im 
1. Quartal 2006 erstmalig einzuberufen.  
 
Wiesbaden, 3. Januar 2006  

In Vertretung: 
Bernd Abeln 
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